
Anlage "Bankvollmacht" 

Die "Bankvollmacht" dient dem Sozialamt 
zur Nachfrage bei der Bank über die Kontenstände 

Vom Antragsteller für jedes Konto, Vertrag, Depot usw. abzugeben. 

Beantragte Leistung 
Hilfe zur Pflege in einer Senioreneinrichtung 

Antrag auf Sozialhilfe vom 

Antragsteller (Name, Vorname, Geburtsdatum) 

Anschrift (PLZ / Ort / Straße) 

Erklärung 
Ich bin darüber belehrt worden, dass ich gem. § 60 Sozialgesetzbuch Erstes Buch - Allgemeiner Teil - (SGB I) über mei-
ne Einkommens- und Vermögensverhältnisse wahrheitsgemäße und vollständige Angaben zu machen habe. Von den 
Bestimmungen der §§ 60 und 66 SGB I (Mitwirkungspflichten und Folgen fehlender Mitwirkung) sowie § 263 Strafge-
setzbuch (Betrug) habe ich Kenntnis genommen. Ich weiß, dass unrichtige bzw. unvollständige Angaben strafrechtliche 
Verfolgung wegen Betrugs nach sich ziehen können. 

Hiermit erkläre ich: 

Ich und mein/e Ehegatte/Ehegattin bzw. Lebenspartner/in haben kein Sparkonto, Postsparkonto, 
Girokonto, Kapitalansammlungsvertrag, Bausparvertrag, Wertpapierdepot 

Ich und mein/e Ehegatte/Ehegattin bzw. Lebenspartner/in haben oder hatten folgendes Vermögen: 
bei:    
(Name und Anschrift der Bank, Sparkasse, des Postgiroamtes oder der Versicherungsgesellschaft) 

Konto / Vertrag 
Nummer 

Laufzeit des Vertrages 
(vom-bis) 

Betrag der Einlage bzw. Ver-
tragssumme oder Wert 

€ 
€ 
€ 

Als Beweismittel lege ich vor: 
  Sparbuch   letzten Kontoauszug vom   Vertrag 

Ich ermächtige und beauftrage hiermit das angegebene Geldinstitut unter Befreiung vom Bankgeheimnis und den 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen, dem Sozialamt weitere Auskünfte, insbesondere über den Kontostand und 
die Kontobewegung, zu erteilen. Diese Ermächtigung erstreckt sich auch auf aufgelöste Konten oder Sparbücher. 
Gegebenenfalls entstehende Auskunftsgebühren werden nicht vom Sozialamt übernommen. 

......................................................................... ....................................................................................... 
Ort, Datum Unterschrift, ggf. wie bei der Bank hinterlegt 
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Auszug aus dem Sozialgesetzbuch (SGB I) 
 
Vom 11. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3015) 
 
 
Zur Mitwirkungspflicht des Leistungsberechtigten: 
 
§ 60 Angabe von Tatsachen 
 
(1) Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat 
1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers der Erteilung 

der erforderlichen Auskünfte durch Dritte zuzustimmen, 
2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im Zusammenhang mit der Leistung Erklärun-

gen abgegeben worden sind, unverzüglich mitzuteilen, 
3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage 

zuzustimmen. 
 
Satz 1 gilt entsprechend für denjenigen, der Leistungen zu erstatten hat. 
 
(2) Soweit für die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben Vordrucke vorgesehen sind, sollen diese benutzt werden. 
 
 
 
§ 66 Folgen fehlender Mitwirkung 
 
(1) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten nach den §§ 60 bis 62, 65 nicht nach 

und wird hierdurch die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert, kann der Leistungsträger ohne weitere Ermittlungen die 
Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die Voraussetzungen der Leis-
tung nicht nachgewiesen sind. Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in anderer Weise absicht-
lich die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert. 

 
(2) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedürftigkeit, wegen Arbeitsunfähigkeit, wegen Gefährdung oder Minde-

rung der Erwerbsfähigkeit oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten nach den §§ 62 bis 65 
nicht nach und ist unter Würdigung aller Umstände mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen, dass deshalb die Arbeits-, Erwerbs- oder 
Vermittlungsfähigkeit beeinträchtigt oder nicht verbessert wird, kann der Leistungsträger die Leistung bis zur Nachholung der Mit-
wirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen. 

 
(3) Sozialleistungen dürfen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder entzogen werden, nachdem der Leistungsberechtigte auf 

diese Folge schriftlich hingewiesen worden ist und seiner Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer ihm gesetzten angemessenen 
Frist nachgekommen ist. 

 
 
 
Auszug aus dem Strafgesetzbuch 
 
§ 263 Betrug 
 
(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen 

dadurch beschädigt, dass er durch Vorspiegelung falscher oder durch Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irr-
tum erregt oder unterhält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall 

liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
1. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung von Urkundenfälschung oder Be-

trug verbunden hat, 
2. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt oder in der Absicht handelt, durch die fortgesetzte Begehung von Be-

trug eine große Zahl von Menschen in die Gefahr des Verlustes von Vermögenswerten zu bringen, 
3. eine andere Person in wirtschaftliche Not bringt, 
4. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger missbraucht oder 
5. einen Versicherungsfall vortäuscht, nachdem er oder ein anderer zu diesem Zweck eine Sache von bedeutendem Wert in 

Brand gesetzt oder durch eine Brandlegung ganz oder teilweise zerstört oder ein Schiff zum Sinken oder Stranden gebracht 
hat. 

 
(4) § 243 Abs. 2 sowie die §§ 247 und 248a gelten entsprechend. 
 
(5) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 

Jahren wird bestraft, wer den Betrug als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den §§ 263 
bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat, gewerbsmäßig begeht. 

 
(6) Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1). 
 
(7) Die §§ 43a und 73d sind anzuwenden, wenn der Täter als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung von 

Straftaten nach den §§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat. § 73d ist auch dann anzuwenden, wenn der Täter gewerbs-
mäßig handelt. 
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